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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

anbei übersende ich Ihnen den erbetenen Bericht zur Arbeitsplanung 
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Internationales. 

Ich bitte Sie, den Bericht an den Ausschussvorsitzenden weiterzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Bericht 

des Ministers tür Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 

Internationales tür den 

Ausschuss Eu~opa und Internationales 

zum Thema 

"Arbeitsplanung des MBEI für das Jahr 2018" 

(Januar 2018) 



Mit Schreiben vom 12. Januar 2018 hat die Fraktion der SPD im Landtag Nordrhein­

Westfalen um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur "Arbeitsplanung 

des MBEI für das Jahr 2018" gebeten. 

Grundlage für die Arbeitsplanung der Landesregierung ist der Kbalitionsvertrag für 

Nordrhein-Westfalen von CDU und FDP. Für den Minister für Bundes- und 

Europaangelegenheiten sowie Internationales ist insbesondere der Abschnitt 

"EUROPA UND INTERNATIONALES" auf den Seiten 110 bis 114 des 

Koalitionsvertrages maßgeblich, die als Anlage beigefügt sind. 

Weitere Grundlage für die Arbeit der Landesregierung ist zudem die 

Regierungserklärung des Ministerpräsidenten vom 13. September 2017 

(Plenarprotokoll 17/6 Seiten 7 bis 22). 

Die Ziele für die Europa- und Internationale-Politik der Landesregierung in der 17. 

Wahlperiode hat der Minister in der 2. Sitzung des Fachausschusses am 29. 

September 2017 umfassend vorgestellt (Ausschussprotokoll APr 17/48 Seiten 3 bis 

12). Auf den entsprechenden Bericht wird verwiesen. 

Handlungsleitend für die Arbeit des Ministers für Bundes- und 

Europaangelegenheiten sowie Internationales in 2018 sind insbesondere das 

Haushaltsgesetz 2018 sowie der Haushaltsplan 2018, hier der Einzelplan 02 mit dem 

Ergebnishaushalt Vertretung des Landes beim Bund, Ergebnishaushalt Vertretung 

des Landes bei der Europäischen Union, dem Ergebnis- un-(j Transferhaushalt 

Europa / Ruhr-Konferenz und dem Ergebnis- und Transferhaushalt Internationale 

Angelegenheiten und Eine Welt. Die zusätzlichen Erläuterungen zum Einzelplan 02 

sind dem Landtag zugegangen. Zudem hat der Minister dem Ausschuss für Europa 

und Internationales in seiner 3. Sitzung am 28. November 2017 den Einzelplan 02 

mit d,en Teilen in seiner Zuständigkeit und die damit verbundenen politischen Ziele 

tür 2018 ausführlich vorgestellt. 

Unabhängig hiervon stellen sich die Kernthemen der Landesregierung im Jahr 2018 

für den Geschäftsbereich des Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten 

sowie Internationales wie folgt dar: 
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Ruhr-Konferenz 

Der Prozess der Ruhr-Konferenz soll unter Beteiligung von Europäischer Union, 

Bundes- und Landesregierung gemeinsam mit Kommunen, Wirtschaft und 

Wissenschaft vorbereitet und begonnen werden, um o~le Potenziale der Region zu 

entwickeln und zu nutzen. 

Stärkung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

Einerseits wird mit einer veränderten Struktur die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit mit den Niederlanden in den Themenfeldern Sicherheit, 

Arbeitsmarkt, Verkehr und Bildung intensiviert, andererseits soll das 10-jährige 

Jubiläum der Zusammenarbeit zwischen Nordrhein-Westfalen und Benelux zu einem 

Ausbau der Kooperation genutzt werden. 

Vorsitz der Europaministerkonferenz 

. Nordrhein-Westfalen übernimmt am 01. Juli den Vorsitz der Europaministerkonferenz 

der Länder (EMK) und will sich als größte Region der Europäischen Union als 

Kernregion Europas und europapolitischer Impulsgeber präsentieren und mit der 

Vertretung des·Landes beim Bund, der "Botschaft des Westens", auch ein stärkere 

RoUe bei der Zusammenarbeit der Bundesländer und mit dem Bund einnehmen. 

Stärkung des Europagedankens 

Klar ist, dass die Debatte über die Zukunft der Europäischen Union 2018 

weitergehen wird. Dabei ist ermutigend, dass die Mehrheit der Bürgerinnen und 

Bürger ein offenes, tolerantes und leistungsfähiges Europa will. Es bleibt aber 

Aufgabe der Politik, auch die Zweifelnden und Skeptischen von der Notwendigkeit 

und von den großen Vorteilen gemeinsamen Handeins in der Europäischen Union zu 

überzeugen. Die Landesregierung setzt einen Schwerpunkt auf die gezielte Stärkung 

der zivi/gesellschaftlichen Europaarbeit. Das zivilgesellschaftliche Engagement und 

die Verankerung der europäischen Idee in sozial benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen sollen daher stärker in den Fokus rücken. Dazu wqrden 

bestehende Programme weiter entwickelt. 
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Zusammenarbeit mit Polen und Ungarn 

Der Interregionale Ausschuss der Deutsch-Polnischen Regierungskommission wird 

unter dem Ko-Vorsitz des Ministers am 11. April in Berlin zusammenkommen. Der 

Ausschuss bietet eine gute Möglichkeit zum Dialog mit Polen, und dies auch zu 

"schwierigen" ·~Theme!l in nicht ganz einfachen Zeiten der Beziehungen Polens zur 

Europäischen Union und zu Deutschland. Die stehen in diesem Jahr ebenfalls unter 

einem besonderen Vorzeichen, der Feierlichkeiten 100 Jahre Staatsgründung oder 

besser Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens. Dies werden wir ebenfalls mit 

eigenen Beiträgen begehen. 

Am 8. / 9. März wird die nächste Sitzung der Gemischten Regierungskommission 

Nordrhein-Westfalen-Ungarn in Budapest stattfinden, bei der Nordrhein-Westfalen 

mit einer Delegation unter Leitung des Ministers vertreten sein wird. Die Themen der 

Zusammenarbeit sind: VYirtschaftliche Kooperation, Digita!isierung, Elektromobilität, 

Justizielle Zusammenarb~it, Hochschulkooperation und in diesem Rahmen auch das 

Praktikantenprogramm der Staatskanzlei. 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales wird den 

Ausschuss fortlaufend über seine Arbeit und Initiativen informieren und beteiligen. 
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ANLAGE 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag: 

EÜRÖPA UND INTERNATIONALES 

Die europäische Einigung ist eine Erfolgsgeschichte. Auf der Grundlage gemeinsamer 
Werte und kultureller Vielfalt hat sie uns in den letzten sieben Jahrzehnten ein friedliches 
und freies Zusammenleben in Europa ermöglicht. Darauf können wir stolz sein. Nord­
rhein-Westfalen hat von der europäischen Integration wie kaum ein anderes Bundes-
·land profitiert. Der gemeinsame Binnenmarkt, die Freizügigkeit von Personen, Waren 
und Dienstleistungen und die Gemein$chaftswährung Euro sic~ern den Wohlstand des' 
Export- I)nd Industrielandes Nordrhein-Westfalen. In einer Zeit, in der sich die Europä­
ische Union großen Herausforderungen und Bedrohungen ausgesetzt sieht, muss sich 
deshalb gerade unser Land verstärkt für die europäische Idee einsetzen .und die Zukunft 
Europas aktiv mitgestalten. Unser Ziel ist ein starkes Nordrhein-Westfalen in einem star­
ken Europa. 

Die Vereinheitlichung von Industriestandards und die Beseitigung von HandeIshemm­
nissen auch über Europa hinaus liegen im ureigenen Interesse des Wirtschaftsstandorts 
Nordrhein-Westfalen. Wir bekennen uns daher in aller Deutlichkeit zu den Grundsätzen 
eines fairen und nachhaltigen Freihandels in einer globalisierten Welt und unterstützen die 
Europäische Union und die Bundesregierung bei der Umsetzung entsprechender interna­
tionaler Abkommen. 

Nordrhein-Westfalen stellt sich zudem seiner internationalen Verantwortung als verläss­
licher globaler Partner. Unsere bisherigen bilateralen Partnerschaften werden wir weiter 
ausbauen. Die Bundesstadt Bonn werden wir als Deutschlands Kompetenzzentrum für 
internationale Politik und globale' Nachhaltigkeitsstr-ategien weiter stärken. 

Nordrhein-Westfalen in Europa 

Christdemokraten und Freie Demokraten eint der Anspruch, Nordrhein-Westfalen wieder 
zu einer treibenden Kraft in der Europapol'itik und einem wichtigen Akteur bei der künftigen 
Ausgestaltung der Europäischen Union zu machen. Wir werden deshalb die Mitwirkung 
des Landes in europäischen Angelegenheiten und die Vertretung nordrhein-westfälischer 
Interessen in Brüssel auf verschiedenen Ebenen ausbauen. 

Unsere Landesvertretung in Brüssel hat drei zentrale Aufgaben: Sie ist Plattform für die 
Arbeit der dortigen nordrhein-westfälischen Akteure und Schaufenster für die Vorstellung 
nordrhein-westfälischer Interessen und Ideen auf europ~ischer Ebene. Sie ist -aber auch 
ein wichtigesl=rühwarnsystem mit Blick auf Initiativen und absehbare Rechtsetzunged 
der EU,. die die Belange unseres Landes in besonderer Weise betreffen. In diesem Rah­
men soll die Landesregierung zukünftig auch dafür sorgen, dass Dokumente in nicht­
deutscher Sprache, die sich an Unternehmen, Verbände und Bürgerinnen und Bürger 
richten, so schnell wie möglich in deutscher Sprache zur Verfügung stehen. Wir werden 
der Landesvertretung für all diese Aufgaben die' notwendigen Ressourcen bereitstellen. 
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Wir werden uns auf der Ebene des Bundes und der EU dafür einsetzen und konstruktiv daran 
mitwirken, die Interoperabilität der vorhandenen und künftigen europäischen (u.a. EURODAC, 
VIS, SIS, INPOL) und nationalen Datenbanken zwecks eines effektiveren Datenaustauschs 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten, dem Bund und den Bundesländern zu ermöglichen und zu 
verbessern. Zu diesem Zweck wollen wir eine Bundesratsinitiative einbringen. 

Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2020 wollen wir aktiv 
und im Sinne der europapolitischen Agenda Nordrhein-Westfalens begleiten. 

Die Bande zwischen Großbritannien und Nordrhein-Westfalen sind besonders eng. Groß­
britannien stand Pate bei der Gründung unseres Landes 1946, fast 30.000 Briten leben 
in Nordrhein-Westfalen. Die Freundschaft zwischen Nordrhein-Westfalen und Großbritan­
nien ist heute - nach dem Brexit - wichtiger denn je. Wir werden die engen und ver­
trauensvollen Beziehungen zu Großbritannien deshalb weiter pflegen und intensivieren. 
Gleichzeitig werden wir die Alltagsprobleme der vom Brexit betroffenen Bürgerinnen und 
Bürger in Nordrhein-Westfalen nach dem Brexit im Blick behalten und ihnen im Rahmen 
unserer Möglichkeiten Hilfe anbieten. Wir wollen mit der Einsetzung eines Brexit-Beauf­
tragten dazu beitragen, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft in Nordrhein-Westfalen 
auf die Folgen des Brexit vorzubereiten und neue Perspektiven für die Beziehungen zu 
entwickeln. 

Europa in Nordrhein-Westfalen 

Wir wollen die Idee der europäischen Einigung in der nordrhein-westfälischen Zivi/gesell­
schaft fester verankern. Durch gezielte Veranstaltungen und die Unterstützung proeuro­
päischer Initiativen und Akteure durch das Land wollen wir allen E?ürgerinnen und Bürgern 
Europa und seine Institutionen näher bringen und ihre Europakompetenz stärken. Eine 
besondere Rolle spielen dabei unsere Schulen und Universitäten. Unsere Schülerinnen 
und Schüler von heute müssen die überzeugten Europäer von morgen werden. Wir wer­
den das Europagefühl bei jungen Menschen fördern, unter anderem durch dem Europage­
danken gewidmete Schulfahrten in das europäische Ausland. Wir werden prüfen, in wei­
chem Umfang und in welcher Form die Themen Europa und EU noch stärker als bisher im 
Schulunterricht behandelt werden können. Internationale Schulen, "Europaschulen" und 
europäische Studiengänge wollen wir zur Stärkung des europäischen Gedankens in der 
'Bildung ausbauen. 

Weiter bestehende Schwierigkeiten beim Übergang aus dem System der Europäischen 
Schulen und den Schulen anderer europäischer Länder in das nordrhein-westfälische Bil­
dungssystem wollen wir beseitigen. EU-Austausch programme wie Erasmus+ zur Stär­
kung des Europagedankens wollen wir noch stärker auf Auszubildende ausrichten. 

Grenzüberschreitende und regionale Zusammenarbeit 

Wir werden die schon heute enge Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn Niederlande, 
Belgien und Luxemburg weiter intensivieren. Neben der gut funktionierenden Kooperation 
mit den Niederlanden wollen wir einen neüen Anlauf für eine noch engere Zusammenar­
bel:~"mit Belgien unternehmen. 

Viele Menschen in Nordrhein-Westfalen denken und leben in ihrem Alltag längst gren­
züberschreitend. Die Landespolitik muss dafür Sorge tragen, dass die Potenziale der 



grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den Bereichen Arbeit, Bildung, Medizin, Kata­
strophenschutz, Verkehr und Sicherheit zum Wohle der Menschen dies- und jenseits der 
Grenze voll ausgeschöpft werden können. In den kommenden Jahren werden wir deshalb 
folgende Schwerpunkte und Initiativen setzen: 

Wir werden die Voraussetzungen dafür schaffen, um grenzüberschreitende Kita-Besuche 
und grenzüberschreitende Schulbesuche (Primar- und Sekundarstufe)''''zu ermöglichen. 
Wir werden die EUREGIO-Schulen stärken und eine grenzüberschreitende Biidungs­
strategie entwickeln. 
Wir werden die Vergabe und Anerkennung von binationalen Berufsabschlüssen er-
möglichen. 
Wir werden die grenzüberschreitende Wissenschaftsregion weiter fördern und unsere 
Hochschulen bei der Etablierung eines europäischen Wissenschaftsnetzwerks unterstüt­
zen. Hierzu wollen wir Programme wie "Horizon 2020" stärker in Anspruch nehmen und 
mehr Landesmittel zur Ko-Finanzierung von finanzstärkeren EU-Programmen bereitstel­
len, was auch schnellere Förderentscheidungen in Nordrhein-Westfalen beinhaltet. 
Wir werden die Hochschulen dabei unterstützen, grenzüberschreitende St~diengänge zu etablieren. 
Wir streben den Abschluss eines Abkommens zur grenzüberschreitenden medizini­
schen Notfallhilfe an. 
Wir werden die Zusammenarbeit der Krisenzentren im Fa" von Naturkatastrophen ver­
stärken und verbessern und die Kooperation im Bereich des Hochwasserschutzes -
insbesondere am Rhein - intensivieren. 
Mit Belgien wollen wir ein Abkommen schließen, das für den nuklearen Ernstfall ein 
länderübergreifendes Katastrophenschutzkonzept festlegt. 
Wir werden den grenzübers'chreitenden Arbeitsmarkt stärken und im Rahmen der EU­
RES-Kooperation ein landesweites System der digitalen Arbeitsvermittlung mit gren­
züberschreitendem Bezug implementieren. 
Für die vielen tausend Grenzpendler wollen wir eine verlässliche Datenbasis schaffen 
und auf dieser Grundlage Probleme des Grenzverkehrs identifizieren und ,abbauen, 
vor allem solche bürokratischer Art. 

Innere Sicherheit muss heute mehr denn je grenzüberschreitend gedacht werden. Sowohl 
im Bereich des islamistischen Terrorismus als auch bei der Einbruchs- und Drogenkrimina­
lität haben wir es mit hochmobilen, europäisch vernetzten Tätern zu tun. Beispielgebend für 
eine effektive grenzüberschreitende Kooperation von Polizej und Justiz sind das Saarland 
und Baden-Württemberg, an denen auch wir uns bei einigen Punkten orientieren wollen. 

Wir werden uns für eine Verbesserung des Grenzschutzes an den Grenzen zu den Nie­
derlanden und Belgien einsetzen, auch unter Einbeziehung stärkerer Bundespolizeikräfte. 
Wir wollen NRW-Verbindungsbeamte zu den niederländischen und belgischen Polizei­
behörden entsenden. Dabei streben wir eine engere grenzüberschreitende polizeiliche 
Zusammenarbeit mit Belgien und den Niederlanden nach Vorbild von Projekten der 
Bundespolizei und der Koninklijke Marechaussee an. 
Zudem wollen wir mit Belgien und den Niederlanden g~meinsame Ermittlungsgruppen 
zur Bekämpfung von Geldautomaten-Sprengungen sowie im Bereich Einbruchdieb-
stahl einsetzen. , 
Unsere Ausländer- und Asylbehörden sollen Zugriffsrechte auf im SIS gespeicherte Daten erhalten. 
Es bedarf darüber hinaus einer deutlich intensiveren Kooperation der Sicherheitsbe-
hörden der EU mit denen der Benelux-Staaten. '~,; 

Unser Land wird sich in den nächsten Jahren zudem stärker an den europäischen Si­
cherheitsbehärden Europol und Eurojust beteiligen und gegebenenfalls Experten aus 
Nordrhein-Westfalens dorthin entsenden. 



Einsätze von Polizeibeamten und Landesbediensteten in europäischen Institutionen 
und internationalen Einsätzen der EU werden wir aktiv fördern. Der Erwerb von euro­
päischen Kompetenzen durch Berufspraxis soll sich positiv auf die Entwicklungs- und 
Beförderungsmöglichkeiten der öffentlich Beschäftigten auswirken. 
Die Kompetenzen der Polizei bei der Verfolgung von Straftaten jenseits der Grenzen 
wollen wir überprüfen uriu geg'ebenenfalls ausweiten. 

Auch im Bereich der Energie- und Industriepolitik brauchen wir mehr Kooperation mit unseren 
Nachbarn. Unternehmen und Endverbrauchern wollen wir einen grenzüberschreitenden Ener­
g'iebezug ermöglichen. Wir setzen, uns zudem mit Nachdruck für die Abschaltung der Kernkraft­
werke in Tihange und Doel ein. In Gesprächen mit der Europäischen Kommission und unseren 
Nachbarn wollen wir Perspektiven für Energielieferungen aus den Niederlanden und Nord­
rhein-Westfalen als Ausgleich für di.e abgeschalteten belgischen Atomkraftwerke entwickeln. 
Zudem wollen wir prOfen, wie eine sinnvolle gemeinsam Entwicklung der Chemieregion Rhein­
land-Flandern zum Beispiel im Bereich der Infrastruktur unterstützt werden kann. 

Wir wollen eine Politik, die das Leben der Menschen und eine wirt~chaftliche Betätigung über 
die Grenzen hinweg soweit wie 'möglich erleichtert. Darin sehen wir eine Querschnittsaufgabe 
aller Ressorts. 

Internationales Engagement 

Die seit 2014 bestehende Kooperation mit Schlesien und der Region Hauts-de-France im Rah­
men des "Kleinen Weimarer Dreiecks" wollen wir im Dialog mit den Partnern weiterentwickeln, 
auch unter Einbeziehung der deutschen Minderheit in Oberschlesien. Nach .den Erfolgen des 
Polen-Jahres und des Frankreich-Jahres soll es künftig auch ein Niederlande-Jahr, ein Bel­
gien-Jahr und ein Luxemburg-Jahr geben. Auch eine Neuauflage des Polen- und des Frank-
reich-Jahres ist zu prüfen. ' 

Unsere Beziehungen zu Israel und den Palästinensergebieten werden wir ausbauen. Den Ju­
gendaustausch mit Israel werden wir intensivieren. Wir wollen nicht nur das Erinnern und Ge­
denken an den Holocaust an die nächste Generation weitergeben, sondern die Beziehungen 
'auf weiteren Feldern intensivieren, zum Beispiel bei Bildung,Wissenschaft und Wirtschaft. 

Die wirtschaftlichen KOOperationen mit den wichtigen Handelsnationen in aller Welt werden wir 
fortführen und unsere Exportwirtschaft bei der Erschließung neuer Märkte insbesondere in den 
USA, in Russland, Indien und China unterstützen. 

Nordrhein-Westfalen und insbesondere seine Landeshauptstadt haben traditionell eine beson­
dere Beziehung zu Japan. Wir wollen den politischen und gesellschaftlichen Austausch zwi­
schen unseren Ländern in den nächsten Jahren neu beleben und ausbauen. 
Unsere langjährige Partnerschaft mit Ghana wollen wir durch einen verstärkten wechselseitigen 
Austausch in sämtlichen Politikfeldern beleben. Dabei steht die Stärkung der Wirtschaftsbezie-
hungen im Mittelpun~t." . 

Unser Land wird .auch in Zukunft engagierter Akteur in der Entwickll:mgspolitik bleiben. Im 
Rahmen unserer Möglichk8iten wollen w'.( unseren Partnerländern beim Aufbau stabiler Ge­
seIlschaftsstrukturen und einer nachhaltigen und starken Wirtschaft helfen. So wollen wir auch 
einen Beitrag zur Bekämpfung von Fluchtursachen leisten. Dafür setzen wir auch auf die vielfäl­
tigen privaten Initiativen zur Unterstützung von Rückkehrern 'in ihren Heimatländern. 



Der Einsatz des Landes in der Entwicklungszusammenarbeit soll sich aber in das Gerüst be­
stehender Programme des Bundes und der Europäischen Union einfügen. Doppelstrukturen 
wollen wir vermeiden und, wo vorhanden, beseitigen. WIr werden deshalb die bestehenden 
Instrumente der nordrhein-westfälischen Entwicklungspolitik mit dem Ziel überprüfen, das För­
dervolumen insbesondere dort zu reduzieren, wo der Nachweis eines konkreten Nutzens nicht 

durch unabhängige Evaluierung erbracht ist. 

Bundesstadt Bonn 

WIr werden die ehemalige Hauptstadt Bonn als zweites bundespoliHsches Zentrum erhalten und 
stärken. Deshalb werden wir jeglichen Bestrebungen, die von den Vereinbarungen des Berlin/ 
Bonn-Gesetzes abweichen, entschieden entgegentreten. Zudem werden wir die Region Bonn/ 
Rhein-Sieg/Ahrweiler dabei unterstützen, mit dem Bund eine vertragliche Zusatzvereinbarung 
zum Berlin/Bonn-Gesetz zu schließen, mit der langfristige Planungssicherheit erreicht wird. 

In Bonn sind regionale Netzwerkstrukturen zwischen verschiedenen Akteuren aus Politik, Wirt­
schaft, Wissenschaft und internationalen Organisationen entstanden. Diese Kompetenzcluster 
sind ein Alleinstellungsmerkmal der Stadt und deshalb zentrale' Ansatzpunkte zur Weiterent­
wicklung der Region. Eine fortdauernde Präsenz der Bundesministerien mit erstem Dienstsitz in 
Bonn ist dabei eine unverzichtbare Grundlage für die Fortentwicklung der bereits vorhandenen 
Kompetenzfelder. 

Zusätzlich wollen wir die bundespolitischen Einrichtungen in Bonn synergetisch für die Entwick­
lung des Wissenschaftsstandorts nutzen. Dazu gehört auch die Einrichtung eines Zentrums für 
Sicherheits-, Krisen- und Konfliktstudien, das auch den Cyberraum miteinschließt. 

UN-Standort Bonn 

Bonn hat sich in den letzten Jahren als einziger deutscher Standort der Vereinten Nationen zu 
einem Kompetenzzentrum für Deutschland als internationalem Akteur entwickelt. Dazu gehö­
ren insbesondere die im Berlin/Bonn-Gesetz festgelegten Bereiche Bildung, Wissenschaft und 
Forschung, Internationale Zusammenarbeit, Umwelt und nachhaltige Entwicklung, Telekommu­
nikation und Cyber-Sicherheit. 

Wir wercen die Entwicklung des UN-Standortes Bonn weiter fördern. In diesem Rahmen unter­
stützen wir ausdrücklich die Bewerbung Bonns als neuem Standort der Europäischen Arznei­
mittelagentur. Wir werden die Stadt aktiv bei der Ansiedlung weiterer internationaler Agenturen 
sowie der Anwerbung und Durchführung internationaler Kongresse und Konferenzen unterstüt­
zen. So können wir das Potenzial des internationalen Standortes Bonn als Kompetenzzentrum 
für globale Entwicklung und Umwelt weiter ausbauen. Wir wollen vor Ort Synergien bilden und 
so die internationale Sichtbarkeit von Nordrhein-Westfalen erhöhen. 

In diesem Sinne wollen wir die Arbeitsbedingungen für internationale Organisationen in Bonn 
verbessern. Dafür werden wir die Bundesratsinitiative für ein Gaststaatengesetz um Regelun­
gen zugunsten nichtstaatlicher Organisationen erweitern, ohne dass eine zügige Verabschie­
dung gefährdet wird. 


